
Justiz: Die Strafe folgt
nicht mehr auf dem Fuße
Zwischen straftat und Urteil vergeht immer mehr Zeit – Bei Jugendlichen bleibt

erzieherischer Aspekt auf der strecke

wohl weniger, wie aus den Zah-
len des Justizministeriums he-
rauszulesen ist. Das Amtsge-
richt Gifhorn hat demnach
einen Bedarf von 10,89 Stellen,
der Bestand liege bei 10,5. Das
Landgericht Hildesheim
kommt auf 43,57 Stellen im Be-
darf und auf 41,03 im Bestand,
das Braunschweiger auf 65,57
beziehungsweise 65,7. Bei den
beiden fürGifhorn zuständigen
Staatsanwaltschaften sieht das
schon anders aus.

Bei den Staatsanwaltschaf-
ten fehlt das Personal
Dass sich dort die Akten tür-
men, könnte wohl daran liegen,
dass bei derBraunschweigerEr-
mittlungsbehörde von den
90,99 Stellen nur 83,03 besetzt
sind. Die Staatsanwälte dort ha-
ben aktuell 7.311 Ermittlungs-

verfahren an der Backe. In Hil-
desheim liegt der Bedarf bei
43,79 Stellen, aber nur 35,45
sind besetzt – und das bei 4.827
Ermittlungsverfahren. „Die
durchschnittliche Dauer der er-
ledigten Ermittlungsverfahren
beträgt derzeit 1,8 Monate“, so
Ministeriums-Sprecherin Vere-
na Brinkmann.

Immer mehr
Ermittungsverfahren
Insgesamt ist bei den Staatsan-
waltschaften in Niedersachsen
die Zahl der Ermittlungsver-
fahren seit 2019 deutlich ange-
stiegen, nämlich von 493.470
Zugängen auf 567.238 in 2023.
Erledigt haben die Anklagever-
treter 2019 491.065 und 2023
560.279. Der Endbestand da-
raus entwickelte sich von
58.736 in 2019 auf 73.824 in

2023.DieZahl der Ermittlungs-
verfahren gegen unbekannte
Täter erhöhte sich von 286.302
in 2019 auf 318.623 in 2023.
Auch bei den Amtsgerichten
und Landgerichten haben sich
die sogenannten Endbestände
von 18.775 beziehungsweise
824 in 2019 auf 20.272 bezie-
hungsweise 1.011 nach oben
entwickelt.
„Die großen Bereiche der

Straftaten sind Eigentums- und
Vermögensdelikte (Betrug und
Untreue: 102.727; Diebstahl
und Unterschlagung: 72.022),
Verkehrsstraftaten (93.213)
und Betäubungsmittelstrafta-
ten (41.085)“, so Brinkmann.
„Dabei handelt es sich umeinen
allgemeinen, bundesweiten
Anstieg der Verfahren, für den
multiple Ursachen – insbeson-
dere auch neue Ermittlungsme-

thoden – in Betracht kommen.“

Böller-Exzesse: Diskussion
um Bestrafung „Scheinde-
batte“
Wenn in der Diskussion um die
Auswüchse der Silvesternacht
in Berlin und anderswo eine
konsequentere Bestrafung ge-
fordert wird, sieht Thomas
Reuter, Vize-Fraktionschef der
CDU im Rat der Stadt, Polizei-
beamter im Ruhestand und be-
kennender Böllerverbot-
Unterzeichner, darin eine
„Scheindebatte“.Die Justiz kön-
ne diesen Anspruch einfach
nichtmehr erfüllen, sie sei hoff-
nungslos unterbesetzt und
überfordert. Auch an den Gif-
horner Fällen sei deutlich abzu-
lesen, dass dieBestrafung längst
nicht mehr „auf dem Fuße“ er-
folge, sondern Jahre dauere.

Böller-Attacke an der Freiherr-vom-Stein-Schule am 22. April: Die ermittlungen laufen immer noch, unklar ist, wann die drei Beschul-
digten die Konsequenzen zu spüren kriegen. Foto: Gero Gerewitz

Gifhorn. Fachkräftemangel vor
allem bei den Staatsanwalt-
schaften, gleichzeitig immer
mehr Ermittlungsverfahren:
Täter, Zeugen und Opfer auch
imKreis Gifhornmüssen offen-
bar immer länger auf einen Pro-
zess vor dem Amtsgericht oder
Landgericht warten. In einem
aktuellen Fall liegen zwischen
der Tat und dem Prozess fast
zwei Jahre.
Anfang April 2023 liefert sich

ein damals 45-Jähriger in Lei-
ferde mit der Polizei eine wilde
Verfolgungsjagd, bei der er eine
Beamtin an- und einen Streifen-
wagen zu Schrott fährt.Wenn er
Ende Februar seinen Prozess
vor dem Amtsgericht Gifhorn
bekommt, wird er 47 Jahre alt
sein. Zwischenzeitlich hatte er
im Januar 2024 eine Verurtei-
lung wegen des Besitzes kinder-
pornografischer Dateien kas-
siert, die imZugederErmittlun-
gen zu seiner Spritztour in Lei-
ferde sichergestellt wurden.
Es gibt weitere Gifhorner Bei-

spiele dafür, dass die Justiz hin-
terherhinkt. 22. April 2024, ein
lauter Böllerknall erschüttert
die Freiherr-vom-Stein-Schule
in Gifhorn, es gibt 40 Verletzte,
um die sich ein Großaufgebot
an Einsatzkräften kümmern
muss. Zwei Monate später ver-
kündet die Staatsanwaltschaft
Hildesheim, dass gegen drei Ju-
gendliche im Alter von 14 und
16 Jahren ermittelt wird. Auf
AZ-Nachfrage Ende Dezember
gab es aus Hildesheim – ganz
kurz und knapp in einem Satz
beantwortet – noch keinen an-
deren Sachstand.Wann die jun-
gen Beschuldigten herangezo-
gen werden – unklar.
„Eine ganz blöde Situation“,

sagt Schuleiter Dr. Detlef Eich-
ner. Ihm sei klar, dass die Justiz
zu viel zu tun und zuwenig Leu-
te habe, deshalbwolle er denBe-
hörden auch keinen Vorwurf
machen. „Sie ertrinken in
Arbeit.“Doch gerade bei jungen
Leuten käme es auf den erziehe-
rischen Effekt nach Entgleisun-
gen an, um daraus zu lernen,
dass sie Konsequenzen für ihr
Verhalten tragen müssten.
Doch dieser Effekt verpuffe mit
jedem Tag, an dem – scheinbar
– nichts passiere, mehr und
mehr. „Es passiert natürlich im
Hintergrund eine Menge, nur
kriegen sie das nicht mit.“ Die
jungen Leute hätten jetzt über
Monate den Eindruck, dass sie
sich sicher fühlen könnten.
An den Gerichten liegt es

Von DiRk ReitmeisteR

16 Lokales SoNNABeND, 18. JANUAr 2025


